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Sehr geehrte Mandanten,

im zweiten Monat des Jahres 2015 befinden wir uns auch im Monat

zwei nach der zweiten Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts

zum Thema Erbschaft- und Schenkungsteuer. Zwei plus zwei plus zwei

ergibt sechs - und dies ist auch die Schulnote, die man dem Gericht

ausstellen möchte.

Der Grund: Wieder einmal haben die obersten Verfassungshüter der

Republik festgestellt, dass das Recht in einzelnen Teilen so weit gegen

den Gleichheitsgrundsatz verstößt, dass dies zur Verfassungswidrigkeit

führt. (Dafür können wir die Note zwei vergeben.)

Wieder einmal gibt es eine Weitergeltung des verfassungswidrigen

Rechts. Diesmal bis zum 30. Juni 2016. (Dafür können wir maximal eine

vier minus vergeben.)

Neu hingegen ist, dass eine irgendwann in der Zukunft kommende

Neuregelung sogar rückwirkend gelten dürfen soll! Es gibt also keinen

Vertrauensschutz für Gestaltungen, die jetzt noch nach den verfas-

sungswidrigen, aber eben ausdrücklich geltenden Vorschriften durch-

geführt werden. (Dafür können wir nur eine sechs mit doppeltem

Minus vergeben.)

Schließlich wird die Ungewissheit für den Steuerbürger auch nicht

dadurch entschärft, dass aus Regierungskreisen eine Neuregelung für

die erste Jahreshälfte angekündigt wurde. Zumal wir an dieser Stelle

einen solchen engen Zeitplan allenfalls im Bezug auf Eckpunkte für

möglich halten. Die Erfahrung zeigt, dass die wirkliche Gesetzeskraft

neuer Erbschaft- und Schenkungssteuernormen wohl erst kurz vor

Toresschluss, also zum 30. Juni 2016, Realität werden wird. Bis dahin

halten wir Sie auf dem Laufenden.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Norbert Hönisch und Jörg Ruben

Steuerberater
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.02.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.02. für den Eingang der 

Zahlung.

16.02.

Gewerbesteuer

Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 19.02. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Februar 2015

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Februar 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 25.02.2015.

Steuererklärung: Übermittlung per Fax erlaubt

Eine Einkommensteuererklärung kann auch per Fax wirksam an das Fi-

nanzamt  übermittelt werden. Dies stellt der Bundesfinanzhof (BFH) 

klar.

Die Klägerin erzielte im Streitjahr 2007 ausschließlich Einkünfte aus 

nichtselbstständiger Arbeit. Über den Inhalt der von ihrer Steuer-

beraterin erstellten Einkommensteuererklärung 2007 hatte sie sich 

ausschließlich telefonisch informiert und das ihr zugefaxte Deckblatt 

der Erklärung unterschrieben. Die Steuerberaterin übermittelte dem 

Finanzamt die Steuererklärung über das ELSTER-Portal ohne Zertifi-

zierung. Dort ging am 30.12.2011 die hierzu gehörende komprimierte 

Einkommensteuererklärung ein, deren erste Seite das zugefaxte Deck-

blatt mit der telekopierten Unterschrift der Klägerin war. Erst im Janu-

ar 2012 unterschrieb die Klägerin erneut das Deckblatt der Erklärung 

an Amtsstelle. Das Finanzamt lehnte den Antrag auf Veranlagung zur 

Einkommensteuer 2007 wegen Ablaufs der Festsetzungsfrist ab. Das 

Finanzgericht (FG) gab der hiergegen erhobenen Klage statt.

Der BFH bestätigt die Entscheidung des FG. Eine Einkommensteuer-

erklärung könne auch wirksam per Fax an das Finanzamt übermittelt 

werden. Denn für die Einkommensteuererklärung gelte insoweit nichts 

anderes als für die Übermittlung fristwahrender Schriftsätze. Für diese 

aber sei höchstrichterlich bereits entschieden, dass eine Übermittlung 

per Telefax in allen Gerichtszweigen uneingeschränkt zulässig ist (vgl. 

Beschluss des Gemeinsamen Senats der Obersten Gerichtshöfe des 

Bundes vom 05.04.2000, GmS-OGB 1/98). Durch das Erfordernis der 

Schriftlichkeit solle sichergestellt werden, dass Person und Inhalt der 

Erklärung eindeutig festgestellt werden können und dass es sich nicht 

lediglich um einen Entwurf handelt. Diese Zwecke würden auch bei 

der Übermittlung einer Einkommensteuererklärung per Fax gewahrt, 

betont der BFH.

Dabei sei nicht erforderlich, dass der Steuerpflichtige den Inhalt der 

Erklärung tatsächlich in vollem Umfang zur Kenntnis genommen hat. 

Denn mit der auf der Erklärung geleisteten Unterschrift mache sich 

der Steuerpflichtige deren Inhalt zu eigen und übernehme dafür die 

Verantwortung.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 08.10.2014, VI R 82/13

Erbschaftsteuergesetz: Teilweise verfassungswidrig

Die Privilegierung des Betriebsvermögens bei der Erbschaftsteuer ist in 

ihrer derzeitigen Ausgestaltung nicht in jeder Hinsicht mit der Verfas-

sung vereinbar. Dies hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) ent-

schieden und die §§ 13a, 13b und 19 Absatz 1 des Erbschaftsteuer- und 

Schenkungsteuergesetzes (ErbStG) für verfassungswidrig erklärt. Die 

Vorschriften sind laut BVerfG zunächst weiter anwendbar. Der Gesetz-

geber müsse aber bis 30.06.2016 eine Neuregelung treffen.

Zwar liege es im Entscheidungsspielraum des Gesetzgebers, kleine und 

mittlere Unternehmen, die in personaler Verantwortung geführt wer-

den, zur Sicherung ihres Bestands und zur Erhaltung der Arbeitsplätze 

steuerlich zu begünstigen. Die Privilegierung betrieblichen Vermögens 

sei jedoch unverhältnismäßig, soweit sie über den Bereich kleiner 

und mittlerer Unternehmen hinausgreift, ohne eine Bedürfnisprü-
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fung vorzusehen. Ebenfalls unverhältnismäßig seien die Freistellung 

von Betrieben mit bis zu 20 Beschäftigten von der Einhaltung einer 

Mindestlohnsumme und die Verschonung betrieblichen Vermögens 

mit einem Verwaltungsvermögensanteil bis zu 50 Prozent. §§ 13a und 

13b ErbStG seien auch insoweit verfassungswidrig, als sie Gestaltun-

gen zuließen, die zu nicht zu rechtfertigenden Ungleichbehandlungen 

führten. Die genannten Verfassungsverstöße hätten zur Folge, dass die 

vorgelegten Regelungen insgesamt mit Artikel 3 Absatz 1 des Grund-

gesetzes (GG) unvereinbar seien, so das BVerfG.

Der Kläger des Ausgangsverfahrens ist Miterbe des 2009 verstorbenen 

Erblassers. Der Nachlass setzte sich aus Guthaben bei Kreditinstitu-

ten und einem Steuererstattungsanspruch zusammen. Das Finanzamt 

setzte die Erbschaftsteuer mit einem Steuersatz von 30 Prozent nach 

Steuerklasse II fest. Der Kläger macht geltend, die nur für das Jahr 

2009 vorgesehene Gleichstellung von Personen der Steuerklasse II 

und III sei verfassungswidrig. Einspruch und Klage, mit denen er eine 

Herabsetzung der Steuer erreichen wollte, blieben erfolglos. Im Revisi-

onsverfahren hat der Bundesfinanzhof mit Beschluss vom 27.09.2012 

dem BVerfG die Frage vorgelegt, ob § 19 Absatz 1 ErbStG in der 2009 

geltenden Fassung in Verbindung mit §§ 13a und 13b ErbStG wegen 

Verstoßes gegen Artikel 3 Absatz 1 GG verfassungswidrig ist. Die 

Gleichstellung von Personen der Steuerklassen II und III in § 19 Absatz 

1 ErbStG sei zwar verfassungsrechtlich hinzunehmen. Jedoch sei diese 

Vorschrift in Verbindung mit den Steuervergünstigungen der §§ 13a 

und 13b ErbStG gleichheitswidrig.

Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 17.12.2014, 1 BvL 21/12

Sportverein: Steuerbare Leistungen im Bereich der 
Vermögensverwaltung unterliegen Regelsteuersatz

Steuerbegünstigte Körperschaften dürfen ihre Leistungen im Bereich 

der so genannten Vermögensverwaltung nicht dem ermäßigten Steu-

ersatz unterwerfen. Dies hat der Bundesfinanzhof im Fall eines ge-

meinnützigen Radsportvereins entschieden, der unter anderem Sport-

anlagen entgeltlich an Vereinsmitglieder überlässt.

Die Vermögensverwaltung gemeinnütziger Sportvereine unterlag nach 

bisheriger Praxis dem ermäßigten Steuersatz (vgl. § 12 Absatz 2 Nr. 

8a des Umsatzsteuergesetzes). Dies war allerdings nicht mit dem Uni-

onsrecht vereinbar, das die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes 

für gemeinnützige Körperschaften nur dann zulässt, wenn es sich um 

Leistungen für wohltätige Zwecke oder im Bereich der sozialen Sicher-

heit handelt. Die Vermögensverwaltung gehört ebenso wie die Über-

lassung von Sportanlagen oder die sportliche Betätigung zu keinem 

dieser Bereiche.

Der BFH legt den Begriff der Vermögensverwaltung nunmehr für die 

Umsatzsteuer einschränkend dahingehend aus, dass es sich um nicht-

unternehmerische (nichtwirtschaftliche) Tätigkeiten handeln muss. 

Damit hat „Vermögensverwaltung“ bei Anwendung des ermäßigten 

Steuersatzes keinerlei Bedeutung mehr: Überlassen gemeinnützige 

Sportvereine ihre Sportanlagen entgeltlich an Mitglieder, zum Beispiel 

auch in Form eines Mitgliedsbeitrages, so ist diese nach nationalem 

Recht steuerpflichtige Leistung keine Vermögensverwaltung. Sie un-

terliegt daher dem Regelsteuersatz. Allerdings sind gemeinnützige 

Sportvereine berechtigt, sich gegen die Steuerpflicht auf das Unions-

recht zu berufen. Danach ist anders als nach nationalem Recht auch 

die Überlassung von Sportanlagen durch Einrichtungen ohne Gewinn-

streben steuerfrei, sodass sich die Frage nach dem Steuersatz erübrigt.

Das BFH-Urteil ist nur für die Sportvereine bedeutsam, die ihre gegen 

Beitragszahlung erbrachten Leistungen versteuern (wollen), um dann 

auch den Vorsteuerabzug in Anspruch nehmen zu können. Über den 

Sportbereich hinaus kann das Urteil laut BFH auch dazu führen, dass 

steuerpflichtige Leistungen, die steuerbegünstigte Körperschaften – 

zum Beispiel bei der Gestattung der Namensnutzung zu Werbezwe-

cken oder als Duldungsleistungen – an Sponsoren erbringen, nunmehr 

dem Regelsteuersatz unterliegen.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 20.03.2014, V R 4/13

Keine Zweitwohnungsteuer für als Kapitalanlage 
dienende leer stehende Wohnungen

Für eine leer stehende Wohnung, die ausschließlich als Kapitalanlage 

und nicht auch für eigene Wohnzwecke beziehungsweise als Wohnung 

für Angehörige vorgehalten wird, darf keine Zweitwohnungsteuer er-

hoben werden. Dies hat das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) in 

zwei Revisionsverfahren entschieden.
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Die Kläger wurden für ihre seit Jahren leer stehenden und nachweislich 

nicht genutzten Zweitwohnungen, die sie nach ihren Angaben lediglich 

zur Kapitalanlage hielten, ohne sie jedoch zu vermieten („Betongeld“), 

von den beklagten Gemeinden zur Zweitwohnungsteuer herangezo-

gen. Ihre Klagen wies das Verwaltungsgericht München ab. Der Bayeri-

sche Verwaltungsgerichtshof (VGH) hob die Zweitwohnungsteuerbe-

scheide dagegen auf die Berufung der Kläger auf. Diese Urteile hat das 

BVerwG jetzt bestätigt.

Zwar dürfe eine Gemeinde zunächst von der Vermutung ausgehen, 

dass eine Zweitwohnung auch bei zeitweiligem Leerstand der persön-

lichen Lebensführung diene und daher zweitwohnungsteuerpflichtig 

sei. Diese Vermutung werde aber erschüttert, wenn der Inhaber seinen 

subjektiven Entschluss, die Wohnung ausschließlich zur Kapitalanlage 

zu nutzen, auch wenn er sie nicht vermiete, durch objektive Umstände 

erhärten könne. Nach der fehlerfreien Gesamtwürdigung durch den 

VGH habe eine Mehrzahl solcher Umstände in beiden Fällen vorgele-

gen. Unter anderem sei in den Wohnungen jahrelang kein Strom bezie-

hungsweise Wasser verbraucht worden.

Bundesverwaltungsgericht, Urteile vom 15.10.2014, BVerwG 9 C 5.13 

und BVerwG 9 C 6.13

„Nachrichtenlose“ Konten: Einführung eines  
Meldesystems gefordert

Der Verband Deutscher Erbenermittler e.V. (VDEE) fordert, Maßnah-

men zum Erzielen von Steuereinnahmen aus so genannten nach-

richtenlosen Konten zu forcieren. Banken im In- und Ausland hätten 

riesige Vermögen aus nachrichtenlosen Konten in ihren Beständen. Be-

stehe seitens der Bank zu einem Kontoinhaber mehr als zehn Jahre kein 

Kontakt, gelte dieses Konto als „nachrichtenlos“. Die meisten europä-

ischen Länder verfügten bereits über ein Meldesystem für nachrich-

tenlose Konten. Nur in Deutschland sei es Erbenermittlern und Nach-

lasspflegern nicht möglich, gesicherte Informationen über den vollen 

Umfang von Vermögenswerten bei Banken zu erhalten.

Der VDEE e.V. begrüßt die Forderung der Berlin Tax Conference 2014 

nach mehr steuerlicher Transparenz und Fairness. Er macht darauf 

aufmerksam, das mehr Transparenz im Bankwesen auch zu beträchtli-

chen Mehreinnahmen für den Staat durch zusätzliche Erbschaftsteuer 

führen werde, sobald die Suche nach den Erben von nachrichtenlosen 

Konten auch in der Bundesrepublik mit Nachdruck betrieben wer-

den könne. Neben der Generierung von Erbschaftsteuer würde das 

Erbrecht gestärkt, die Altersarmut gesenkt und die Kaufkraft erhöht, 

meint der Verband.

Verband Deutscher Erbenermittler e.V., PM vom 10.11.2014

Lehman-Anleger erhalten Schadenersatz

Eine beratende Bank muss beim Vertrieb von „Garantiezertifikaten“ 

über Sonderkündigungsrechte der Emittentin ungefragt aufklären. 

Dies hat der Bundesgerichtshof (BGH) in zwei Verfahren im Zusam-

menhang mit der Empfehlung von Zertifikaten der niederländischen 

Tochtergesellschaft Lehman Brothers Treasury Co. B.V. (Emittentin) 

der US-amerikanischen Lehman Brothers Holdings Inc. (Garantin) 

entschieden.

In den beiden Verfahren XI ZR 480/13 und XI ZR 169/13 erwarben die 

Kläger jeweils auf Empfehlung eines Mitarbeiters der beklagten Bank 

im November 2007 beziehungsweise Mai 2008 Lehmann-Zertifikate. 

Den Zertifikaten lagen die Anleihebedingungen der Emittentin zum 

Basisprospekt zugrunde. Danach sollte die Emittentin am Laufzeiten-

de unabhängig von der Entwicklung der Basiswerte mindestens 100 

Prozent des eingezahlten Kapitals an den Anleger zurückzahlen. In den 

Anleihebedingungen wird der Emittentin bei Vorliegen bestimmter 

Gründe ein Sonderkündigungsrecht eingeräumt. In diesen Fällen erhält 

der Anleger einen Rückzahlungsbetrag, der von einer Berechnungsstel-

le ausgehend von dem marktgerechten Wert der Zertifikate abzüglich 

angemessener Aufwendungen und Kosten berechnet wird. Dabei wird 

in den Anleihebedingungen ausgeführt, dass der vorzeitige Rückzah-

lungsbetrag möglicherweise unter dem Nennbetrag liegen oder sogar 

Null betragen könne. Auf das Sonderkündigungsrecht der Emittentin 

und dessen Rechtsfolgen wurden die Kläger von der Beklagten nicht 

hingewiesen. Die Anleihebedingungen wurden ihnen nicht übergeben.

Nach der Insolvenz der Emittentin im September 2008 wurden die 

Zertifikate weitgehend wertlos. Im Verfahren XI ZR 480/13 verlangt 

der Kläger insbesondere Rückzahlung des Anlagebetrages und hatte 

damit in den Vorinstanzen ganz überwiegend Erfolg. Der Kläger im 

Verfahren XI ZR 169/13 begehrt vor allem die Rückzahlung des inves-
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tierten Kapitals. Das Oberlandesgericht (OLG) hat die Beklagte ledig-

lich zur Zahlung eines Teilbetrags Zug um Zug gegen Übertragung der 

Zertifikate und der Ansprüche des Klägers im Insolvenzverfahren der 

Emittentin verurteilt. Die weitergehende Klage hat es abgewiesen, weil 

der Kläger gegen seine Schadensminderungspflicht verstoßen habe. Er 

habe es unterlassen, seine Forderungen im Insolvenzverfahren der Ga-

rantin mit der Aussicht auf den Erhalt einer Vergütung von 17 Prozent 

seiner Forderung rechtzeitig anzumelden.

Die Revisionen der beklagten Bank sind in beiden Verfahren erfolglos 

geblieben. Gleiches gilt für die im Verfahren XI ZR 169/13 erhobene 

Anschlussrevision des Klägers. Die Empfehlung der Zertifikate sei in 

beiden Verfahren nicht anlagegerecht gewesen, so der BGH. Bei den 

Zertifikaten habe es sich um Inhaberschuldverschreibungen mit ei-

nem zugesicherten Kapitalschutz gehandelt. Bei solchen „Garantie-

Zertifikaten“ müsse eine beratende Bank die Anleger über das in den 

jeweiligen Anleihebedingungen geregelte Sonderkündigungsrecht der 

Emittentin, das zu einem Totalverlust des Kapitals führen kann, unge-

fragt aufklären. Denn ein Sonderkündigungsrecht stelle einen für die 

Anlageentscheidung wesentlichen und damit aufklärungsbedürftigen 

Umstand dar. Wesentliches Merkmal eines Garantiezertifikats mit 

100-prozentigem Kapitalschutz sei, dass sich das Risiko des Anlegers 

darauf beschränkt, mit dem Anlagebetrag während der Anlagezeit 

möglicherweise keine Gewinne zu erwirtschaften oder dass die Emit-

tentin insolvent wird. Dem stehe ein Sonderkündigungsrecht diame-

tral entgegen, bei dem der von der Berechnungsstelle nach billigem 

Ermessen festzulegende Marktwert den Anlagebetrag unterschreiten 

oder sogar Null betragen kann.

Im Verfahren XI ZR 169/13 habe das OLG den geltend gemachten 

Schadenersatz auch rechtsfehlerfrei um 17 Prozent gekürzt. Einen 

Anleger treffe die Obliegenheit, den Schaden durch Maßnahmen, die 

nach Lage der Sache erforderlich scheinen und zumutbar sind, mög-

lichst gering zu halten. Verstoße er – wie hier – dagegen, weil er seine 

Ansprüche im Insolvenzverfahren gegen die Garantin nicht anmeldet, 

müsse er eine Kürzung seines Schadenersatzanspruchs in Höhe des Be-

trages in Kauf nehmen, den er im Insolvenzverfahren hätte erlangen 

können.

Bundesgerichtshof, Urteile vom 25.11.2014, XI ZR 169/13 und XI ZR 

480/13

Vorsteuern: Wenn die Photovoltaikanlage eine  
Dämmung benötigt

Muss beim Aufbau einer Photovoltaikanlage eine tritt- und druckfeste 

Dämmung auf dem Dach angebracht werden, um zu verhindern, dass 

die Anlage Schaden nimmt, und wäre diese Dämmung ohne den Son-

neneinfänger nicht nötig gewesen, so ist davon auszugehen, dass die 

Mehrkosten für die Dämmung im Zusammenhang mit dem Betrieb der 

Photovoltaikanlage entstanden sind. Insoweit ist der Abzug der Vor-

steuern für die Installation der Dämmung zulässig.

FG München, 2 K 3966/10 vom 30.07.2013
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Grunderwerbsteuer: Befreiung für Grundstücks- 
übertragung zwischen Geschwistern möglich

Werden Teile eines Grundstücks zwischen Geschwistern übertragen, so 

kann für die Übertragungen eine Befreiung von der Grunderwerbsteuer 

greifen, auch wenn die Befreiungsvorschriften unmittelbar nicht ein-

schlägig sind. Die Steuerfreiheit könne sich aus einer interpolierenden 

Betrachtungsweise ergeben, so das Finanzgericht (FG) Düsseldorf.

Der Vater des Klägers übertrug 1988 ein Grundstück zu gleichen Teilen 

auf die Schwestern des Klägers und behielt sich ein Nießbrauchsrecht 

vor. Die Schwestern des Klägers verpflichteten sich, etwaige spä-

ter geborene Geschwister gleich zu stellen. Vor diesem Hintergrund 

übertrugen sie je ein Sechstel des Gesamtgrundstücks unter teilweiser 

Übernahme der Nießbrauchsverpflichtung auf den Kläger, der nach 

der ursprünglichen Grundstücksübertragung geboren wurde. Darauf-

hin setzte das beklagte Finanzamt Grunderwerbsteuer gegenüber dem 

Kläger fest.

Das FG Düsseldorf hat der dagegen gerichteten Klage stattgegeben. 

Der Erwerb des Miteigentumsanteils von den Schwestern des Klägers 

sei aufgrund einer interpolierenden Betrachtungsweise der Befreiungs-

vorschriften steuerfrei. Zwar seien sowohl die Befreiung für Grund-

stücksschenkungen unter Lebenden als auch die für Erwerbe von Per-

sonen, die mit dem Veräußerer in gerader Linie verwandt sind, nicht 

unmittelbar einschlägig. Die Befreiung von der Grunderwerbsteuer 

ergebe sich aber aus der Zusammenschau der Befreiungsvorschriften. 

Hätten die Schwestern des Klägers die Auflage nicht erfüllt, hätte sein 

Vater die (steuerbefreite) Rückübertragung verlangen können. Sodann 

wäre es möglich gewesen, die Miteigentumsanteile erneut (steuerbe-

freit) auf alle drei Kinder zu übertragen. Das vertragstreue Verhalten 

der Schwestern dürfe dann nicht zu einer Grunderwerbsteuerpflicht 

führen.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 16.07.2014, 7 K 1201/14 GE, nicht 

rechtskräftig

Schwiegerelternschenkung: Grundstück nach  
Scheidung unter Umständen zurückforderbar

Schwiegereltern können Grundeigentum, das sie dem eigenen Kind 

und dessen Ehegatten geschenkt hatten, unter bestimmten Voraus-

setzungen zurückfordern, wenn die Ehe gescheitert ist. Dies zeigt ein 

Urteil des Bundesgerichtshofes (BGH). Der BGH stellt darin zudem 

klar, dass für einen solchen Rückforderungsanspruch die zehnjährige 

Verjährungsfrist des § 196 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) gilt.

Der Schwiegersohn (Antragsgegner) und die Tochter (Antragstellerin) 

des Schenkers waren seit 1988 miteinander verheiratet und bewohn-

ten eine Wohnung in einem dem Vater der Antragstellerin gehörenden 

Haus. 1993 übertrug der Vater das Eigentum an dem Grundstück auf 

die beiden Beteiligten zu jeweils hälftigem Miteigentum. Mitte 2004 

trennten sich diese. Der Antragsgegner zog aus der Ehewohnung aus. 

Nach rechtskräftiger Scheidung beantragte er 2009 die Teilungsver-

steigerung des Anwesens. Daraufhin trat der Vater der Antragstelle-

rin Anfang 2010 seine Ansprüche auf Rückübertragung des hälftigen 

Grundstücksanteils gegen den Antragsgegner ab. Auf diese Abtretung 

gestützt nahm die Antragstellerin ihren Ex-Mann im Jahr 2010 auf 

Übertragung seiner Miteigentumshälfte in Anspruch.

Erste und zweite Instanz erachteten den Anspruch für verjährt, da 

die regelmäßige Verjährungsfrist des § 195 BGB von drei Jahren gel-

te, die Verjährung spätestens mit Ablauf des Jahres 2006, in dem die 

Scheidung rechtskräftig geworden sei, zu laufen begonnen habe und 

daher mit Ablauf des 31.12.2009 eingetreten sei. Der BGH hat die Sa-

che zur erneuten Entscheidung an das Oberlandesgericht (OLG) zu-

rückverwiesen. Aufgrund der vom OLG getroffenen Feststellungen sei 

nicht auszuschließen, dass dem Vater der Antragstellerin ein Anspruch 

auf Rückübertragung der Miteigentumshälfte gegen seinen früheren 

Schwiegersohn zustand und dieser Anspruch wirksam an die Antrag-

stellerin abgetreten wurde.

Erfolge eine Schwiegerelternschenkung unter der für das Schwieger-

kind erkennbaren Vorstellung, dass die Ehe fortbesteht und daher die 

Schenkung auch dem eigenen Kind dauerhaft zugutekommt, könne 

Allgemeine 
Informationen
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das Scheitern der Ehe nach den Grundsätzen über die Störung der Ge-

schäftsgrundlage (§ 313 Absatz 1 BGB) zu einer Rückabwicklung der 

Schenkung führen. Als weitere Voraussetzung müsse ein Festhalten an 

der Schenkung für die Schwiegereltern unzumutbar sein. Dann könne 

allerdings in der Regel nur ein Ausgleich in Geld verlangt werden. Nur 

in seltenen Fällen sei der zugewendete Gegenstand zurückzugewäh-

ren. Eine Rückgewähr löse dann aber – von den Fällen kurzer Ehedauer 

abgesehen – im Gegenzug einen angemessenen Ausgleich in Geld aus. 

In Betracht komme eine Rückgewähr bei nicht teilbaren Gegenstän-

den wie Hausgrundstücken oder Miteigentumsanteilen insbesondere 

dann, wenn die Schwiegereltern sich – wie hier – ein Wohnungsrecht 

vorbehalten haben, das durch das Scheitern der Ehe gefährdet wird.

Entgegen der Annahme der Vorinstanzen wäre ein solcher Rücküber-

tragungsanspruch der Antragstellerin nicht verjährt. Das Beschwer-

degericht habe zu Unrecht die regelmäßige Verjährungsfrist von drei 

Jahren für anwendbar gehalten. Denn die wegen Störung der Ge-

schäftsgrundlage vorzunehmende Vertragsanpassung einer Grund-

stücksschenkung sei grundstücksbezogen und richte sich daher nach § 

196 BGB. Dieser sehe für Ansprüche auf Übertragung des Eigentums an 

einem Grundstück sowie die Ansprüche auf Gegenleistung eine zehn-

jährige Verjährungsfrist vor.

Bundesgerichtshof, Beschluss vom 03.12.2014, XII ZB 181/13

Kalifornisches Gerichtsurteil zur Leihmutterschaft ist 
in Deutschland anzuerkennen

Das Urteil eines kalifornischen Gerichts, wonach die so genannten 

Wunscheltern eines von einer Leihmutter geborenen Kindes auch des-

sen rechtliche Eltern sind, ist in Deutschland anzuerkennen. Dies hat 

der Bundesgerichtshof (BGH) entschieden.

Im August 2010 schlossen die beteiligten Lebenspartner mit einer 

Frau in Kalifornien einen Leihmutterschaftsvertrag. Entsprechend der 

Vereinbarung wurde mittels einer Samenspende eines der Lebenspart-

ner unter Verwendung einer Eizellspende das betroffene Kind gezeugt 

und von der Leihmutter ausgetragen. Außerdem erkannte dieser Le-

benspartner mit Zustimmung der Leihmutter vor dem deutschen Ge-

neralkonsulat in San Francisco die Vaterschaft bereits vor der Geburt 

an. Im April 2011 erging auf Antrag der Lebenspartner ein Urteil des 

kalifornischen Superior Court, wonach die Lebenspartner die Eltern 

des von der Leihmutter zu gebärenden Kindes sind, während die Leih-

mutter keine Elternstellung hat. Nach der Geburt des Kindes im Mai 

2011 reisten die Lebenspartner mit dem Kind im Juni nach Berlin, wo 

sie seither leben. Die Lebenspartner und das durch sie vertretene Kind 

haben beim Standesamt ohne Erfolg die Eintragung der Auslandsge-

burt und der Lebenspartner als Eltern im Geburtenregister beantragt. 

Der Antrag, das Standesamt zur Eintragung anzuweisen, ist in beiden 

Vorinstanzen erfolglos geblieben. Hiergegen wandte sich die Rechts-

beschwerde der Lebenspartner und des Kindes.

Diese hatte Erfolg. Die Entscheidung des kalifornischen Gerichts, die 

die Elternstellung den Lebenspartnern zuweist, sei in Deutschland 

anzuerkennen, so der BGH. Grundsätzlich würden ausländische Ent-

scheidungen vom deutschen Recht anerkannt. Die Anerkennung sei 

ausnahmsweise ausgeschlossen, wenn sie zu einem Ergebnis führe, 

das mit wesentlichen Grundsätzen des deutschen Rechts, insbesonde-

re mit den Grundrechten offensichtlich unvereinbar sei (so genannter 

ordre public-Vorbehalt). Die gerichtliche Feststellung, dass die beiden 

Lebenspartner die Eltern des Kindes sind, weiche zwar teilweise von 

der deutschen Gesetzeslage ab. Nach deutschem Recht wäre der Le-

benspartner, der die Vaterschaft anerkannt hat, der rechtliche Vater 

des Kindes. Die Durchführung einer Leihmutterschaft im Inland sei 

verboten. Rechtliche Mutter wäre die Leihmutter als die Frau, die das 

Kind geboren hat. Der Lebenspartner des rechtlichen Vaters könnte nur 

durch eine Stiefkindadoption in die rechtliche Elternstellung gelangen.

Darin liegt laut BGH hingegen noch keine Abweichung von solcher 

Tragweite, als dass durch sie der ordre public verletzt wäre. Bei der 

Beurteilung seien neben dem vorwiegend generalpräventiv wirkenden 

Verbot der Leihmutterschaft und der darauf beruhenden gesetzlichen 

Regelung zur Mutterschaft vor allem auch die Grund- und Menschen-

rechte des Kindes und der Leihmutter zu berücksichtigen. Sowohl das 

Bundesverfassungsgericht als auch der Europäische Gerichtshof für 

Menschenrechte hätten insbesondere ein Recht des Kindes hervor-

gehoben, unter bestimmten Umständen ein rechtliches Eltern-Kind-

Verhältnis begründen zu können. Dies sei bei der Frage, ob ein ord-

re public-Verstoß vorliegt, zu beachten. Würde die Anerkennung der 

Auslandsentscheidung verweigert, würde zum Nachteil des Kindes ein 

„hinkendes Verwandtschaftsverhältnis“ entstehen. Dem Kind wäre 
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zwar nach deutschem Recht die Leihmutter als rechtliche Mutter zu-

geordnet. In deren Heimatstaat seien rechtliche Eltern entsprechend 

der kalifornischen Entscheidung aber ausschließlich die Wunscheltern. 

Dem entspreche die Tatsache, dass die Leihmutter, wenn keine ernst-

haften Zweifel an der Freiwilligkeit ihrer Entscheidung bestehen, im 

Unterschied zu den Wunscheltern keine rechtliche Elternverantwor-

tung für das Kind übernehmen wolle.

Indem die ausländische Entscheidung die Elternstellung bei dieser 

Sachlage den Wunscheltern zuweist, weiche sie jedenfalls dann, wenn 

ein Wunschelternteil – im Unterschied zur Leihmutter – mit dem Kind 

genetisch verwandt ist, nicht in einem solchen Maß von der deutschen 

Rechtslage ab, dass ihre Anerkennung untragbar wäre. Die Lebenspart-

ner seien demnach rechtliche Eltern des Kindes und als solche im Ge-

burtenregister einzutragen.

Bundesgerichtshof, Beschluss vom 10.12.2014, XII ZB 463/13

Kinderbetreuungskosten: Beschränkte Abziehbarkeit 
ist verfassungsgemäß

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteilen vom 09.02.2012 (III R 

67/09), vom 05.07.2012 (III R 80/09) und vom 14.11.2013 (III R 18/13) 

entschieden, dass die für die Veranlagungszeiträume 2006 bis 2011 

geltenden Regelungen zur beschränkten Abziehbarkeit von Kinderbe-

treuungskosten verfassungsgemäß sind. Das Bundesverfassungsge-

richt hat mit Beschluss vom 07.05.2014 (2 BvR 2354/12) die gegen 

das Urteil des BFH vom 05.07.2012 gerichtete Verfassungsbeschwerde 

nicht zur Entscheidung angenommen.

Die obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder hätten daher 

beschlossen, die in dieser Angelegenheit bisher bestehende Anwei-

sung zur vorläufigen Steuerfestsetzung aufzuheben, meldet das Bun-

desfinanzministerium. Ferner hätten die obersten Finanzbehörden der 

Länder Einsprüche und gestellte Änderungsanträge, welche die Frage 

der Verfassungsmäßigkeit der für die Veranlagungszeiträume 2006 bis 

2011 geltenden Regelungen zu den Kinderbetreuungskosten betrafen, 

durch Allgemeinverfügung vom 03.11.2014 zurückgewiesen.

Bundesfinanzministerium, PM vom 11.12.2014

Streupflicht bei Glatteis: Gilt nicht unbegrenzt

Die Nichtbeachtung der Räum- und Streupflicht kann für Anlieger hohe 

finanzielle Risiken bergen. Jedoch führt nicht jeder Sturz zu Schaden-

ersatzansprüchen. Die Räum- und Streupflicht bestehe nämlich nicht 

unbegrenzt, stellt das Landgericht (LG) Coburg klar. Daneben spiele 

auch das Verhalten des Gestürzten eine wichtige Rolle. Die Klage einer 

Fußgängerin wegen eines behaupteten Sturzes aufgrund Glatteises 

wies das Gericht ab. Der beklagte Anwohner habe einen ausreichend 

breiten Streifen geräumt und damit seine Verkehrssicherungspflicht 

nicht verletzt.

Die Klägerin lief im Februar 2013 mit ihrer Tochter im Bereich eines 

Privatwegs, der insgesamt 13 Reihenhäuser erschloss. Der beklagte 

Anlieger hatte einen Streifen auf diesem Privatweg geräumt, ein Teil 

des Weges blieb ungeräumt. Die Klägerin behauptet, dass sie der Toch-

ter, die wegen Glatteises zu stürzen drohte, zu Hilfe eilte. Dabei sei sie 

auf eine nicht erkennbare vereiste Fläche getreten und gestürzt. Sie 

hätte einen Bruch im Armbereich erlitten und sei über zwei Monate 

erwerbsunfähig gewesen. Sie habe immer noch erhebliche Schmerzen. 

Der Ehemann der Klägerin hatte die Unfallstelle einen Tag später foto-

grafisch festgehalten.

Die Klägerin wollte vom Anlieger 4.000 Euro Schmerzensgeld, darüber 

hinaus eine monatliche Schmerzensgeldrente von mindestens 50 Euro 

und Kosten für eine Haushaltshilfe von 280 Euro im Monat. Daneben 

wollte die Klägerin noch weiteren Schadenersatz in Höhe von etwa 

4.500 Euro. Der beklagte Anlieger verteidigte sich damit, dass er von 

einem Sturz der Klägerin nichts wisse. Er sei erst Monate später durch 

die Rechtsanwältin der Klägerin angeschrieben worden und könne 

daher die Witterungsverhältnisse nicht mehr nachvollziehen. Aus den 

von der Klägerin vorgelegten Lichtbildern sei jedoch erkennbar, dass 

ein ausreichend breiter Streifen geräumt gewesen sei. Zudem hande-

le es sich um einen Privatweg, für den die gemeindlichen Räum- und 

Streupflichten nicht gölten.

Das LG Coburg wies die Klage ab. Zwar glaubte es, dass die Klägerin am 

Unfalltag an der angegebenen Stelle gestürzt war. Auch führte es aus, 

dass im vorliegenden Fall auch für einen Privatweg Räum- und Streu-
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pflichten gölten. Es sei nämlich nicht offensichtlich gewesen, dass es 

sich um einen Privatweg handelt. Zudem hätten Fußgänger den Weg 

allgemein zur Abkürzung benutzt.

Das LG war jedoch davon überzeugt, dass der Weg ausreichend ge-

räumt war. Es führte aus, dass auf einem Fußweg der geräumte Strei-

fen so breit sein muss, dass zwei Fußgänger vorsichtig aneinander 

vorbei kommen. Diese Breite sei, wie auf den Lichtbildern erkennbar, 

geräumt gewesen. Ergänzend führt das LG aus, dass auch in einem 

geräumten Bereich vereinzelt glatte Stellen vorkommen könnten. Die 

Räum- und Streupflicht dürfte nicht so weit ausgedehnt werden, dass 

jede Gefahr hinsichtlich einer Schnee- und Eisglätte verhindert werden 

müsse. Dies könne den Räum- und Streupflichtigen nicht zugemutet 

werden. Der Vorstellung der Klägerin, der geräumte Streifen müsse so 

breit sein, dass ein Pkw und ein Fußgänger aneinander vorbei kommen 

könnten, erteilt das Gericht eine Absage.

Zudem wies es darauf hin, dass die Klägerin aufgrund ihres Verhaltens 

ein überwiegendes Mitverschulden treffe. Dieses sei hoch anzuset-

zen, sodass eine mögliche Haftung des Räum- und Streupflichtigen 

vollkommen zurücktrete. Die Klägerin habe den gut geräumten Weg 

leicht erkennen können und habe diesen Streifen dennoch nicht be-

nutzt. Warum die Klägerin den geräumten Streifen verlassen habe, sei 

für eine Haftung des Beklagten unerheblich. Die Sturzursache könne 

hier keineswegs dem Beklagten zugerechnet werden.

Landgericht Coburg, Urteil vom 13.05.2014, Aktenzeichen 41 O 

675/13; rechtskräftig

Baurecht: Nicht jedes Detail muss konkret  
beschrieben sein

In einer Baubeschreibung sollte naturgemäß alles – möglichst detail-

getreu – aufgeführt sein, damit es bei der Bauabnahme keinen Streit 

und Forderungen nach Schadenersatz gibt. Doch muss nicht jede 

Selbstverständlichkeit enthalten sein. 

So entschieden dem Bundesgerichtshof (BGH) in einem Verfahren, in 

dem es um das Gefälle zu einer Eigentums-Wohnanlage ging. Sie war 

plan ausgeführt worden, was bei Regen und im Winter bei Schnee und 

Eis zu Pfützen, Schmutz und Eisbildung führte. Richtig wäre es – auch 

ohne ausdrückliche Erwähnung in der Baubeschreibung – gewesen, 

den Zugang mit Gefälle auszustatten. 

Der BGH: „Leistungsbeschreibungen in Bauträgerverträgen sind nicht 

abschließend. Viele Details der Ausführung sind in ihnen nicht erwähnt 

oder genauer beschrieben. Daraus, dass ein bestimmtes Ausführungs-

detail nicht aufgelistet, kann nicht ohne weiteres geschlossen werden, 

dass es nicht geschuldet ist.“ 

BGH, VII ZR 275/12

Telekommunikationsrecht: Löcher im Mobilfunknetz 
nicht „verstecken“

Bewirbt ein Telekommunikationsunternehmen einen Tarif, der spezi-

elle Leistungen enthält, so darf er den Hinweis, dass dieser Tarif nur in 

Ballungsräumen verfügbar ist, nicht im Kleingedruckten (und das auch 

nur in einer Fußnote) verstecken. 

Hier ging es um den Internetanschluss „Entertain Comfort“ der Deut-

schen Telekom mit der Aussage „Internet-Flatrate mit DSL 16.000“.

OLG Frankfurt am Main, 6 U 133/13


